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Übersicht über die eingegangenen Stellungnahmen 
 

 

 
1. Kreis Stormarn 

Der Landrat 
Fachdienst Planung und Umwelt 
Az.:52/101 
vom 27.09.2006  
 

7. Amt für ländliche Räume Lübeck 
Az.: 113/5121.11/12-62 Ahrensburg 773/ 
vom 06.09.2006 
 

2. Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Az.: 51/102-334-30.1-001 
vom 26.09.2006 
 

8. Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
Az.: 33.FPÄ+B-Plan Nr. 83 Ahrensburg - 
vom 20.09.2006 

 

3. Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachbereich Umwelt, Fachdienst Abfall, Boden und Grundwasserschutz 
Az.: 63/103-652-43-10.001/0-10 
vom 18.10.2006 
 

9. Gemeinde Ammersbek 
Az.: 
vom 18.09.2006 

4. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Az.: IV 512 – 512.12 – 33.ÄF/B83 - 
vom 04.10..2006 
 

10. Amt Bargteheide-Land 
Az.: Ha 
vom 15.09.2006 

5. Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein 
Az.:  VII 414-533. 71/2-62-001 
vom 19.09.2006 
 

11. Amt Siek 
Az.: lü/ep 
vom 01.09.2006 
 

6. Staatliches Umweltamt Itzehoe – Außenstelle Lübeck - 
Az.: L 114 
vom 27.09.2006 
 

12. Gemeinde Großhansdorf 
Az.:  
vom 10.10.2006  
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13. HVV Hamburger Verkehrsverbund GmbH 

Az.: BPGr-BOd 
vom 24.08.2006 
 

21. Rechtsanwaltskanzlei C 
Az.: 21166/2004 S WI/ssc 
vom 07.09.2006 

14. HWW Hamburger Wasserwerke GmbH 
Az.: GW 1-sy/ko  
vom 19.09.2006 
 

22. Rechtsanwaltskanzlei C 
Az.: 21166/2004 S WI/ afr 
vom 22.07.2005 

15. VHH-Bergedorf Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG 
Az.: AP-Re/ B 13 
vom 30.08.2006 
 

23. Bürger A 
Az.: 
vom 12.07.2005 

16. Industrie- und Handelskammer zu Lübeck 
Az.: Ja/Ra  
vom 27.09.2006 
 

24. Stadtjugendring 
Az.: 
09.06.2005 

17. BUND / NABU  
Az.: WH/Boc 
vom 25.09.2006 
 

25. Bürger B 
Az.: 
08.11.2006 

18. Rechtsanwaltskanzlei A 
Az.: 46/06XDO/k 
vom 02.10.2006 
 

26. Bürger C 
Az.: 
Dezember 2006 

19. Rechtsanwaltskanzlei A 
Az.: 46/06XDO/k 
vom 02.10.2006 
(fast gleichlautendes Schreiben wie Stellungnahme Nr.18) 

27. Bürger D 
Az.: 
21.11.2006 

20.Rechtsanwaltskanzlei B 
Az.: WI/SD 01630-06 
vom 25.09.2006 

Alle genannten Bürger vertreten Belange aufgrund von Nutzungen oder Ei-
gentumsverhältnissen innerhalb des Plangeltungsbereichs 
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1. 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 
 
 
c) 
 
d) 
 
e) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) 

 

1. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachdienst Planung und Umwelt 
Az.:52/101 
vom 27.09.2006  
 
a) Kenntnisnahme 
 
 
 
 
b) Da im Plangeltungsbereich nur sehr wenige Grünelemente vorhanden sind, 

wird der Anregung entsprochen. Eine entsprechende Festsetzung den Kro-
nenbereich von Stellplätzen freizuhalten, wird getroffen. 

c) Kenntnisnahme, ein entsprechender Antrag wird gestellt werden. 
 
d) Der Anregung wird entsprochen. Eine Zuordnungsfestsetzung gem. § 1a 

BauGB wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
e) Die geforderte Übersicht über die bisherigen Abbuchungen des Ökokontos 

wird dem Kreis Stormarn baldmöglichst von der Stadt Ahrensburg zur Ver-
fügung gestellt. In diesem Zusammenhang werden auch die grundsätzlichen 
naturschutzfachlichen Zielvorstellung in Einklang gebracht und dokumen-
tiert. 

 
 
 
 
 
 
f) Kenntnisnahme. 
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g) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
i) 

 
 
g) Den Anregungen wird nur teilweise entsprochen. Die endgültigen Planfas-

sungen für den Satzungsbeschluss werden graphisch überarbeitet, so dass 
Straßennamen, Hausnummern etc. klar identifizierbar sind. Da der Plangel-
tungsbereich bereits im Bestand ganz überwiegend überbaut, versiegelt und 
baulich genutzt wird und sich dies durch die städtebaulichen Nutzungsziele 
auch nicht ändert, wird die gewählte graphische und didaktische Form des 
Grünordnungsplans aufrechterhalten. Auf einen „Entwicklungsplan“ gemäß 
der „reinen Lehre“ wird weiterhin verzichtet, da alle wesentlich zu erhalten-
den Landschaftselemente und unversiegelten Bereiche innerhalb des Plan-
geltungsbereichs klar erkennbar sind und durch die getroffenen grünordne-
rischen Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gesichert 
werden. Insoweit kann der transparente Abgleich von Bestand und Planung 
durch den Vergleich von grünordnerischem Bestandsplan und vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan erfolgen. Die sonstigen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 

 
 
h) Eine entsprechende Regelung wird im Rahmen der Baugenehmigung erfol-

gen (vgl. auch Stellungnahme Nr. 6 Pkt. a (Staatliches Umweltamt Itzehoe). 
Darüber hinaus ist das Nachtanlieferverbot auch Bestandteil des Entwurfs 
des Durchführungsvertrages. 
Die einzuhaltenden Innenraumpegel und die entsprechenden technischen 
Maßnahmen sind im Bebauungsplan durch die festgesetzten Lärmpegelbe-
reiche gewährleistet. 
Der Bereich der Rampen zur TG liegt außerhalb des Plangeltungsbereiches 
im Straßenraum der Klaus-Groth-Straße. Folglich sind Festsetzungen im B-
Plan nicht möglich. Die Schutzmaßnahmen wurden deshalb im Rahmen der 
Baugenehmigung für den 1. Bauabschnitt südlich der Klaus-Groth-Straße 
geregelt.. Entsprechend den festgesetzten Lärmpegelbereichen sind bei 
Um- und Neubauten passive Schallschutzmaßnahmen vorzusehen. 
 

i) Kenntnisnahme. 
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j) 
 
 
 
 
k) 
 
 
 
l) 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n) 

 
 
 
 
 
 
j) Die endgültigen Planfassungen für den Satzungsbeschluss werden gra-

phisch überarbeitet, so dass alle Festsetzungen klar identifizierbar sind.  
Gemäß § 12 BauNVO können Garagengeschosse (und somit auch Tiefga-
ragen-Geschosse) festgesetzt werden, soweit besondere städtebauliche 
Gründe dies rechtfertigen. Da bereits im Bestand eine Vielzahl von Tiefga-
ragen vorhanden sind, eine große zentrale Tiefgarage geplant ist und be-
sondere städtebauliche Gründe für eine Festsetzungsnotwendigkeit nicht 
erkennbar sind, wird diese „Kann“ - Vorschrift nicht als Festsetzung in der 
Planfassung übernommen, sonder wie folgt als textliche Festsetzung: „ Im 
gesamten Plangeltungsbereich ist die Errichtung von Tiefgaragengeschos-
sen zulässig“. Die Zufahrten zum geplanten Tiefgaragenkomplex befindet 
sich in der Klaus-Groth-Straße und damit außerhalb des Plangeltungsbe-
reichs. Eine Festsetzung der Zufahrten ist somit nicht möglich. 

k) Der Anregung wird entsprochen. Da die bestehende innerstädtische Nut-
zungsstruktur eines typischen urbanen Kerngebietes (überwiegend Wohnen 
in den Obergeschossen, überwiegend Nichtwohnnutzungen in den Erdge-
schossen und teilweise in den ersten Obergeschossen) als wesentliches 
Nutzungsziel beibehalten wird, werden die Regelungen zur Zulässigkeit von 
Wohnungen für die Blockrandbereiche des Kerngebietes an der Großen 
Straße sowie Bei der Doppeleiche wie folgt präzisiert: „ Wohnungen aller Art 
sind allgemein zulässig, oberhalb des 1. Obergeschosses sind nur Woh-
nungen zulässig“. Somit werden die bestehenden Wohnnutzungen gem. § 7 
Abs. 4 Nr. 1 BauNVO besonders geschützt. Für die vorgesehene Einzel-
handelsnutzung werden restriktive Vorgaben zu Sortimenten oder Festset-
zungen von maximalen Verkaufsflächen als nicht notwendig erachtet, da es 
sich hier um einen eindeutigen „integrierten“, zentralen innerstädtischen Be-
reich eines landesplanerisch ausgewiesenen Mittelzentrums handelt. 
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o) 

Aus Sicht der Landesplanung ist Ahrensburg grundsätzlich für die Ansiede-
lung eines Einkaufszentrums mit ergänzenden Nutzungen und einer unge-
fähren Gesamtverkaufsfläche von 7.000 m2 geeignet. Sonstige Einschrän-
kungen insbesondere zur Verkaufsflächengröße ergeben sich durch die 
Größe des Standorts selbst sowie durch die Festlegungen des Vorhaben- 
und Erschließungsplan, die Bestandteil der Satzung werden. 

l) Sonstige Regelungen, insbesondere zur Vermeidung von Nachtanlieferun-
gen für das Einkaufszentrum werden im Durchführungsvertrag bzw. im bau-
rechtlichen Genehmigungsverfahren erfolgen. Die Ausführungen zu den ge-
setzlichen Bestimmungen zum Durchführungsvertrag werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Vorlage der wesentlichen Inhalte des Durchführungsver-
trages im Rahmen der Beteiligungsschritte im Aufstellungsverfahren ist 
grundsätzlich sinnvoll, jedoch nicht zwingend durch den Gesetzgeber vor-
gesehen. 

m) Das Plangebiet ist sowohl technisch und verkehrlich aufgrund seiner Lage 
als grundsätzlich erschlossen zu beurteilen. Dies ist sehr wohl in der Be-
gründung aufgeführt. Des Weiteren handelt es sich um die angesprochene 
„Hinterliegerstraße“ bzw. „Straße“, die überplant wird, um ein Grundstück im 
Eigentum der Stadt Ahrensburg. Dieses Grundstück war und ist bis heute 
keine gewidmete Straßenverkehrsfläche. Ein Rechtsanspruch dieses 
Grundstück weiterhin öffentlich nutzbar zu halten, besteht nicht. Die grund-
sätzliche Andienung der Blockrandbebauung der Großen Straße kann so-
wohl direkt über die Große Straße erfolgen, alternativ können die Müllbe-
hältnisse über die Fläche des im vorhabenbezogenen Bebauungsplan fest-
gesetzten Geh- und Fahrrechts zur Straße Bei der Doppeleiche gebracht 
werden. Die Abfallentsorgung des Einkaufszentrum erfolgt räumlich eben-
falls über die Zufahrt von der Straße Bei der Doppeleiche, die Müllentsor-
gung erfolgt einerseits durch die Anlieferungsunternehmen selbst bzw. vor-
aussichtlich durch private Müllentsorgungsfirmen. Im Übrigen kann ein Be-
bauungsplan keine Festsetzungen zur Organisation der Abfallentsorgung 
treffen, er muss jedoch gewährleisten, dass die Erschließung grundsätzlich 
gesichert ist. Unabhängig der Regelungsinhalte des Bebauungsplanes ist 
das Plangebiet, wie bereits ausgeführt, durch seine Bestandssituation tech-
nisch und verkehrlich erschlossen. 

n) Der Anregung wird entsprochen. Die „Hinweise zur Landschaftspflege“ wer-
den in der Begründung aufgezeigt. 

o) Kenntnisnahme. 
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2. 
 

2. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Untere Denkmalschutzbehörde 
Az.: 51/102-334-30.1-001 
vom 26.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 
c) 

 

 

3. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachbereich Umwelt, Fachdienst Abfall, Boden und Grundwasserschutz 
Az.: 63/103-652-43-10.001/0-10 
vom 18.10.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 

 
 
 
 
 
 
 
 
b) Die Stadt Ahrensburg wird umgehend eine entsprechende Bodenuntersu-

chung veranlassen. Bei Vorliegen der Ergebnisse wird im Rahmen der Ab-
wägung entschieden, ob eine Kennzeichnungspflicht im Bebauungsplan 
vorliegt oder nicht und wie eventuell weitere Sanierungsmaßnahmen umge-
setzt werden können. Die Untere Bodenschutzbehörde wird weiter im Ver-
fahren beteiligt. 

 
c) Die sonstigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Az.: IV 512 – 512.12 – 33.ÄF/B83 - 
vom 04.10..2006 
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a) 
 
 
 
 
b) 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme, dass keine Ziele der Raumplanung entgegenstehen. 

 
 
 
 
b) Für die vorgesehene Einzelhandelsnutzung werden restriktive Vorgaben zu 

Sortimenten oder Festsetzungen von maximalen Verkaufsflächen als nicht 
notwendig erachtet, da es sich hier um einen eindeutigen „integrierten“, 
zentralen innerstädtischen Bereich eines landesplanerisch ausgewiesenen 
Mittelzentrums handelt. Auch aus Sicht der Stadt ist Ahrensburg grundsätz-
lich für die Ansiedelung eines Einkaufszentrums mit ergänzenden Nutzun-
gen und einer ungefähren Gesamtverkaufsfläche von 7.000 m2 geeignet. 
Einschränkungen (ohne Festsetzungscharakter) insbesondere zur Verkaufs-
flächengröße ergeben sich indirekt durch die Größe des Standorts selbst 
sowie durch die Angaben des Vorhaben- und Erschließungsplan, die Be-
standteil der Satzung werden. Das Gutachten wurde nach Eingang der Stel-
lungnahme zur Verfügung gestellt. Die sonstigen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 
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5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
b) 
 
 
c) 

5. 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schles-
wig-Holstein 
Az.:  VII 414-533. 71/2-62-001 
vom 19.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 
 
 
b) Entsprechende Festsetzungen, insbesondere zu Lärmpegelbereichen, wur-

den getroffen. Bei der Ermittlung der Maßnahmen zum Schutz gegen Ver-
kehrslärm (Festsetzung der Lärmpegelbereiche) wurden u.a. auch die 
Schallemissionen der L225 (Bei der Doppeleiche) berücksichtigt. 

c) Kenntnisnahme. 
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6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
b) 

6. 
Staatliches Umweltamt Itzehoe – Außenstelle Lübeck - 
Az.: L 114 
vom 27.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Regelungen zum Verbot von Nachtanlieferungen ist Bestandteil des 

Durchführungsvertrages zwischen der Stadt Ahrensburg und dem Vorha-
benträger und kann alternativ oder zusätzlich auch im baurechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren erfolgen. 

b) Die sonstigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im weiteren 
Verfahren berücksichtigt. 
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7. 7. 
Amt für ländliche Räume Lübeck 
Az.: 113/5121.11/12-62 Ahrensburg 773/ 
vom 06.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

8. 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
Az.: 33.FPÄ+B-Plan Nr. 83 Ahrensburg - 
vom 20.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 
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b) 

 

 
 
 
 
b) Die missverständliche Formulierung im Umweltbericht wird redaktionell kor-

rigiert – das Regenwasser wird natürlich nicht einer Behandlung in der städ-
tischen Kläranlage zugeführt. 
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9. 9. 
Gemeinde Ammersbek 
Az.: 
vom 18.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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10. 10. 
Amt Bargteheide-Land 
Az.: Ha 
vom 15.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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11. 11. 
Amt Siek 
Az.: lü/ep 
vom 01.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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12. 12. 
Gemeinde Großhansdorf 
Az.:  
vom 10.10.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kenntnisnahme wird zur Kenntnis genommen! 
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13. 13. 
HVV Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
Az.: BPGr-BOd 
vom 24.08.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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14. 14. 
HWW Hamburger Wasserwerke GmbH 
Az.: GW 1-sy/ko  
vom 19.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
b) 

15. 
VHH-Bergedorf Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG 
Az.: AP-Re/ B 13 
vom 30.08.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 
 
b) nach verschiedenen konstruktiven Abstimmungsrunden mit Vertretern der 

VHH wurden sowohl Änderungen am Vorhaben im Eingansbereich (im Be-
reich der Klaus-Groth-Straße), bei der Ab- und Ausfahrt der Tiefgarage so-
wie bei der Ausbaugestaltung der Klaus-Groth-Straße (u.a. Anzahl und La-
ge der Straßenbäume) veranlasst und sind in die Planungen eingeflossen. 
Soweit diese B-Plan - relevant sind (insbesondere der Verlauf der Einkaufs-
zentrumsfassade an der Klaus-Groth-Straße, hier ist nunmehr keine Über-
bauung der Straße mehr vorgesehen), sind auch entsprechende Änderun-
gen von Festsetzungen erfolgt, u.a. bei den festgesetzten Baulinien und 
entsprechend bei den überbaubaren Grundstücksflächen. 
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16. 16. 
Industrie- und Handelskammer zu Lübeck 
Az.: Ja/Ra  
vom 27.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
c) 
 
 
d) 
 
 

17.
BUND / NABU  
Az.: WH/Boc 
vom 25.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Regelung war dem beauftragten Planungsbüro nicht bekannt, jedoch 

dürften die Hinweise nicht abwägungsrelevant sein. 
 
 
 
b) Der Anregung wird nicht entsprochen. Die Mindestbreite von 4m beruht auf 

Erfahrungswerten und entspricht den üblichen Standards bei Festsetzungen 
zur Fassadenbegrünung, insbesondere auch bzgl. der Akzeptanz bei 
Grundeigentümern in Bestandsgebieten. Die Ausnahmeregelung für das 
Einkaufszentrum ist begründet in den gestalterischen Entwurf und den Ges-
taltzielen für das Einkaufszentrum an seiner Schauseite in der Klaus-Groth-
Straße; Ziel ist eine urbane und repräsentative Architekturgestaltung. Ent-
sprechend wurde bei dieser Fassadenseite auf die Festsetzungen zur Fas-
sadenbegrünung verzichtet. Darüber hinaus ist hier die Fassade durch viele 
Öffnungs- und Fensterelemente anspruchsvoll gegliedert und charakteri-
siert. 

c) Ähnliches gilt für die festgesetzte Dachbegrünung für das neue Vorhaben. 
Jedoch sind mind. 75 % der neuen Dachflächen als begrünte Flachdächer 
zu errichten. Im Rahmen der Abwägung wurde davon Abstand genommen, 
eine 100 % ige Dachbegrünung festzusetzen, um insbesondere die Gestal-
tungsfreiheit des Architekten und des Vorhabenträgers nicht übermäßig ein-
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zuschränken.  
d) Die Regenwasserentsorgung ist technisch sehr wohl berücksichtigt. Die 

technischen Spielräume für die Errichtung von Regenrückhalteeinrichtungen 
müssen jedoch aufgrund der innerstädtischen Nutzungssituation als nicht 
gegeben angesehen werden. Entsprechend bestehen auch kaum Grünan-
lagen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Im 
Rahmen der Gesamtabwägung der umweltrelevanten Belange wurde dem-
entsprechend grundsätzlich keine Regenwassernutzung zwingend vorgese-
hen, dies gilt auch für die Nutzung von Brauchwasser. 
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18. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 

 

18. 
Rechtsanwaltskanzlei A 
Az.: 46/06XDO/k 
vom 02.10.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Das im Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzte Geh- 

und Fahrrecht ist so gewählt, dass die Parzelle Große Straße Nr. 24 (Flur-
stück 182) gegebenenfalls mit angeschlossen werden kann. 
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b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 
 
 
 
 
 
 
d) 

 
 
 
b) Der Blockinnenbereich, insbesondere die bisherige Durchfahrtsmöglichkeit 

ist ein Grundstück im Eigentum der Stadt Ahrensburg bzw. Flächen mit ei-
nem eingetragen Geh- und Fahrrecht zugunsten der Stadt Ahrensburg. Die-
ses Grundstück war und ist bis heute keine gewidmete Straßenverkehrsflä-
che. Ein Rechtsanspruch dieses Grundstück weiterhin öffentlich oder für die 
Anwohner der Großen Straße nutzen zu können, besteht nicht. Die grund-
sätzliche Andienung der Blockrandbebauung der Großen Straße kann sehr 
wohl direkt über diese Straße erfolgen. Städtebaulich zufrieden stellende 
Lösungen für Anlieferung und Müllentsorgung, direkt über angrenzende öf-
fentlich gewidmete Straßenverkehrsflächen, stellen nicht nur in Ahrensburg 
sondern bundesweit den Normalfall der „Erschließung“ dar. Alternativ kön-
nen die Müllbehältnisse über die Fläche des im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan festgesetzten Geh- und Fahrrechts im Blockinnenbereich zur 
Straße Bei der Doppeleiche gebracht werden. 

c) Im Rahmen verschiedener Abstimmungsgespräche wurden verschiedene 
Varianten diskutiert. Es wird sichergestellt werden, dass alle bestehenden 
Tiefgaragen im Blockbereich über den neuen Tiefgaragenkomplex ange-
bunden werden. Die gesetzlich notwendigen Brandschutzvorkehrungen 
werden vorgesehen und baulich umgesetzt. 

 
d) Der erforderliche Schallschutz ergibt sich aus den Bestimmungen der TA 

Lärm. Hierfür ist die in der Lärmuntersuchung in Abs. 8.2.3, Absatz 2 ge-
nannte LS-Wand ausreichend. Mit Rücksicht auf die benachbarten Wohn-
nutzungen wird jedoch eine deutlich wirksamere LS-Maßnahme festgesetzt 
und zwar eine Einhausung der gesamten Lieferzone des SB-Marktes. Das 
Verschließen der Einhausung mit einem Tor ist nicht zwingend erforderlich. 
Die Anregung wird dahingehend aufgegriffen, dass auch diese Anlieferzone 
soweit möglich eingehaust wird (in Teilen Längswand und Dach). Neben der 
Einfahrt wird auch eine Wandöffnung zwecks Durchfahrt zu den Grundstü-
cken Große Straße verbleiben müssen. Der lärmrelevante Bereich nahe des 
Rampentisches wird jedoch mit einer Wand versehen. 
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e) 
 
 
 
 
 
f) 
 
 
 
 
 
 
 
g) 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
i) 

 
e) Ein Maschinenhaus auf dem Dach des Einkaufszentrums ist nicht vorgese-

hen. Diese Anlagen werden in das Gebäude selbst integriert. Die Lärmun-
tersuchung berücksichtigt eine Technikzentrale im 2.OG im Bereich der 
Klaus-Groth-Straße sowie einen Außenverflüssiger für den geplanten SB-
Markt im Bereich des Rampentisches der Anlieferzone des SB-Marktes un-
ter der Lärmschutzeinhausung. Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisten, wurden darüber hinaus u.a. folgende Festsetzungen zum 
Lärmschutz vor technischen Anlagen getroffen: 
Die abgestrahlte Schallleistung des Verflüssigers des SB-Marktes darf LW = 
70 dB(A) nicht überschreiten. 
Die abgestrahlte Schallleistung der Technikzentrale des Einkaufszentrums 
darf LW = 78 dB(A) nicht überschreiten. 

f) Grundsätzlich ist ein Übermaß an grünordnerischen Festsetzungen zu ver-
meiden (s.a. Stellungnahme Nr. 1 des Kreises Stormarn). Aus ökologischen 
und stadtgestalterischen Zielsetzungen wurde dennoch eine Dach- und 
Fassadenbegrünung festgesetzt, um das Stadt- und Landschaftsbild im 
Vergleich zur bestehenden Situation aufzuwerten. Insbesondere Brandwän-
de und Fassadenabschnitte ab 4 Meter ohne Öffnungen sind daher zwin-
gend zu begrünen. Auf Festsetzungen von Arten und Qualität wurde auf-
grund des o.g. Hinweises verzichtet. 

g) Die Lage und der Standort des angesprochenen Treppenhauses ist auf-
grund der funktionalen Abläufe innerhalb des Einkaufszentrums gewählt 
worden. Eine Minderung des Wohnwertes angrenzender baulicher Anlagen 
kann nicht erkannt werden. Das bisherige rechtswirksame Planrecht sieht im 
Übrigen eine mehrgeschossige Hochgarage im Blockinnenbereich vor, in-
soweit kann bei der Umsetzung des Einkaufszentrums von einer deutlichen 
Verbesserung der Stadtgestalt und des Wohnumfeldes gesprochen werden. 

h) Der Bebauungsplan sieht für den Bereich der möglichen Passage ein 
Gehrecht für die Öffentlichkeit vor. Diese Fläche befindet sich im Übrigen 
nicht mehr im Vorhabenbereich, ist also Bestandteil einer  so genannten 
Angebotsplanung, die umgesetzt werden kann, aber nicht muss. Regelun-
gen zu Öffnungszeiten und technische Brandschutzvorkehrungen können 
grundsätzlich nicht in Bebauungsplänen nach § 9 BauGB festgesetzt wer-
den. 
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j) 
 

 

i) Im Rahmen des abzuschließenden Durchführungsvertrages gem. § 12 Abs. 
1 BauGB „Vorhaben- und Erschließungsplan“ muss sich der Vorhabenträger 
vertraglich verpflichten, das Vorhaben innerhalb einer bestimmten Frist 
durchzuführen (Durchführungsvertrag). Ausgangsbasis hierfür sind natürlich 
auch Bauzeiten-Termine; es ist sowohl im Interesse des Vorhabenträgers 
wie auch der Stadt Ahrensburg den neuen Tiefgaragenkomplex schnellst-
möglich baulich umzusetzen und so frühzeitig wie möglich in Betrieb zu 
nehmen. Sonstige Regelungen wie Konventionalstrafen, Übernahme von 
baubedingten Mietausfällen, Vertragserfüllungsbürgschaften etc. können 
nicht planungsrechtlich geregelt werden, sondern sind in privatrechtlichen 
Verträgen abzuhandeln. Der Vorhabenträger steht seit längerem in diversen 
Verhandlungen mit benachbarten Grundeigentümern, um einvernehmliche 
Regelungen und Lösungen zu den angesprochenen Themenkomplexen 
festzulegen. 

j) Mietausfallvereinbarungen sowie Beweissicherungsverfahren sind nicht Be-
standteil der Bauleitplanverfahren. Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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19. 
 

 

 

19. 
Rechtsanwaltskanzlei A 
Az.: 46/06XDO/k 
vom 02.10.2006 
 
Diese zweite Schreiben der Rechtsanwaltskanzlei A besitzt das gleiche Akten-
zeichen und das gleiche Datum wie das erste Schreiben – Stellungnahme Nr. 
18. 
Bis auf einigen wenigen redaktionellen Änderungen sind die zwei Stellungnah-
men identisch. Auf gesonderte Abwägungsvorschläge wird daher verzichtet und 
auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme Nr. 18 verwiesen. 
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20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 

20. 
Rechtsanwaltskanzlei B 
Az.: WI/SD 01630-06 
vom 25.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Der zitierte 1. Satz des § 12 Abs. 1 BauGB ist zwar richtig, jedoch nicht voll-

ständig wiedergegeben. Die im Folgenden dargestellte Auffassung und Ein-
schätzung unter Pkt. a) wird jedoch nicht geteilt.  
Insbesondere der Auffassung, dass der Vorhabenträger bereits zum Zeit-
punkt des Aufstellungsverfahrens im Besitz aller Flächen und Grundstücke 
des Vorhabenbereichs sein muss, wird grundsätzlich widersprochen. 

 
 

   



         Seite 37 

  
Der gesamte 1. Satz des § 12 Abs. 1 BauGB lautet wie folgt: 
„Die Gemeinde kann durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der 
Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung 
der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungs-
kosten ganz oder teilweise vor dem Beschluß nach § 10 Abs. 1 (Anm.: Sat-
zungsbeschluß) verpflichtet (Durchführungsvertrag). 
Somit ist nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber voraussetzt, dass der 
Vorhabenträger zu Beginn des Aufstellungsverfahrens oder während des 
Aufstellungsverfahrens bereits zwingend im Besitz aller notwendigen 
Grundstücke sein muss. Der Vorhabenträger muss sich jedoch verpflichten 
innerhalb einer bestimmten Frist das bauliche Vorhaben und die notwendi-
gen Erschließungsmaßnahmen durchzuführen. Spätestens vor Beginn der 
baulichen Umsetzung muss also der Vorhabenträger entweder Eigentümer 
der Flächen sein oder sonstige rechtliche Verfügungsbefugnisse besitzen. 
Dem Wortlaut des Gesetzes ist es darüber hinaus ebenfalls nicht zu ent-
nehmen, dass der thematisierte Grundbesitz Voraussetzung für die Einlei-
tung des Aufstellungsverfahrens des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes ist. Damit wird unterstellt, dass die planaufstellenden Gemeinde bereits 
mit dem Aufstellungsbeschluß einen groben Abwägungsfehler begangen 
hat. Dies wird zurückgewiesen. 
In Absatz 2 des § 12 BauGB sind die Regelungen zum Aufstellungs-
beschluß dargestellt: „Die Gemeinde hat auf Antrag des Vorhabenträgers 
über die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens nach pflichtgemäßen Er-
messen zu entscheiden.“ Diese Ermessens- und Abwägungsentscheidung 
kann die Stadt Ahrensburg, insbesondere durch ein vorgeschaltetes Wett-
bewerbsverfahren sowie unter Darlegen der gesamtstädtischen Zielsetzun-
gen (u.a. verstärkte Kaufkraftbindung im Mittelzentrum Ahrensburg, Stadt-
reparaturmaßnahmen im bisherigen teildesolaten Blockinnenbereich und 
nachhaltige Innenstadtentwicklung) sehr wohl dokumentieren. 
Die angesprochene „von der Rechtsprechung geforderte gesicherte 
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b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 

Rechtsposition des Vorhabenträgers“ ist nicht Bestandteil planungsrechtli-
cher Überlegungen zu Inhalten des Bebauungsplans und kann auch nicht 
dazu dienen, die Rechtmäßigkeit des Aufstellungsverfahrens anzuzweifeln. 
Der Gesetzgeber hat für den Fall, dass eine bauliche Umsetzung innerhalb 
der vereinbarten Frist nicht erfolgen kann, vorgesehen, dass die Gemeinde 
den Bebauungsplan aufheben soll. Vgl. § 12 Abs. 6 Satz 1. 
Die angesprochene Anlieferung des Discounters erfolgt bis jetzt tatsächlich 
beginnend über die Klaus-Groth-Straße, wird dann aber über Flächen orga-
nisiert, die sich im Eigentum der Stadt Ahrensburg befinden und nie als öf-
fentliche Verkehrsfläche, und somit auch nicht als Erschließungsfläche, ge-
widmet waren. Dies hat der Discounter beim Bau des Gebäudes auch be-
rücksichtigt, und die eigentliche funktionale Warenanlieferzone zur Grossen 
Straße hin orientiert. 

b) Wie insbesondere die Planfassung des Entwurfs des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes aufzeigt, ist nicht nur der eigentliche Vorhabenbereich 
überplant worden, sondern der komplette Blockbereich, um gesamtheitlich 
alle Belange, sowohl die privaten wie auch die öffentlichen, in die Abwä-
gungsthematik einstellen zu können. Entsprechend der Bestandssituation 
und den stadtentwicklungsplanerischen Zielsetzungen der Stadt Ahrensburg 
wurden für die nicht vorhabenbezogenen Bereiche entsprechende Festset-
zungen getroffen, die insbesondere heutige Nutzungen, auch die Einzel-
handelsnutzung (innerhalb des zukünftig festgesetzten Kerngebietes), pla-
nungsrechtlich absichert. Der Auffassung, dass private Belange grundsätz-
lich nicht in die Abwägung und damit nicht in die getroffenen Festsetzungen 
eingeflossen sind, wird deutlich widersprochen. 

c) Die angesprochene Anlieferung des Discounters erfolgt bis jetzt tatsächlich 
beginnend über die Klaus-Groth-Straße, wird dann aber über Flächen orga-
nisiert, die sich im Eigentum der Stadt Ahrensburg befinden und nie als öf-
fentliche Verkehrsfläche, und somit auch nicht als Erschließungsfläche, ge-
widmet waren. Dies hat der Discounter beim Bau des Gebäudes auch be-
rücksichtigt, und die eigentliche funktionale Warenanlieferzone zur Grossen 
Straße hin orientiert. Der angesprochene Konflikt, der angeblich der Bebau-
ungsplan aufwirft, entsteht dadurch, dass seit geraumer Zeit Erschließungs 
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d) 
 
 
 
 
e) 
 
 
 
f) 

aktivitäten über nicht öffentlich gewidmete Flächen stattfinden. Insoweit 
kann festgestellt werden, dass der Bebauungsplan diesen Konflikt nicht ver-
ursacht. Im übrigen ist die genehmigte Nutzung natürlich bestandsgeschützt 
und wird durch die zukünftigen Festsetzungen auch planungsrechtlich gesi-
chert. Durch weitere Gespräche zwischen den Beteiligten soll im weiteren 
gesichert werden, dass eine Anlieferung von der Großen Straße ermöglicht 
und gesichert wird. Ebenso die Tiefgaragenanbindung über die neue Tiefga-
ragenzufahrt des Einkaufszentrums. Auch soll der Discounter funktionale 
und Blickbeziehungen zur Mall des Einkaufszentrums erhalten. Ansonsten 
wird grundsätzlich die weitere Nutzungsausübung wie bisher durch die zu-
künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans gewährleistet werden. Der 
Auffassung, dass private Belange grundsätzlich nicht in die Abwägung und 
damit nicht in die getroffenen Festsetzungen eingeflossen sind, wird deutlich 
widersprochen, vgl. Pkt. b) der Abwägungsvorschläge. 
 

d) Der Tiefgaragenkomplex ist Teil der Darstellungen der Vorhaben- und Er-
schließungspläne, diese Vorhaben- und Erschließungspläne werden Be-
standteil der Satzung, und sind als Dokumente auch mit öffentlich ausgelegt 
worden. Auch die Begründung zum Entwurf befasst sich ausführlich mit dem 
neuen „Tiefgaragenkomplex“ und insbesondere der funktionalen Schwierig-
keit alle bestehenden Tiefgaragen mit anzubinden. Insoweit befasst sich der 
Bebauungsplan sehr wohl mit dieser Problematik.  

e) Vgl. Pkt. c) 
f) Vgl. ebenfalls Pkt. c). Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes bezieht 

die umgebenden öffentlich gewidmeten Straßenverkehrsflächen nur gering-
fügig mit ein. Eine direkte Erschließung innerstädtischer Grundstücke von 
öffentlichen Straßen aus, ist innerorts weitgehend immer zulässig, weiterfüh-
rende planungsrechtliche Festsetzungen zur Regelung der Grundstückser-
schließung werden nicht als notwendig erachtet. 
Da der gesamte Blockbereich von öffentlich gewidmeten Straßenverkehrs-
flächen umgeben ist, ist die grundsätzliche Erschließung über öffentlich ge-
widmete Flächen grundsätzlich gesichert. 
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g) 
 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
i) 

 
Die derzeitige Anliefersituation des Discounters sowie die Müllentsorgung 
findet bisher auf nicht öffentlich gewidmeten Flächen im  
Blockinnenbereich statt, die sich im übrigen im Eigentum der Stadt Ahrens-
burg befinden. Ein Rechtsanspruch auf eine zukünftige Widmung dieser 
Flächen als öffentliche Verkehrsfläche oder Erschließungsfläche ist nicht er-
kennbar. 
Die sonstigen Anmerkungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

g) An der Rückseite der Gebäude Große Straße liegen die Beurteilungspegel 
gemäß Lärmuntersuchung zwischen 65 und 67 dB(A). Am Gebäude Große 
Straße 26  ergeben sich mit 65 bis 66 dB(A) nur geringe Überschreitungen 
des Immissionsrichtwertes von 65 dB(A).  
 
 

h) Der Anregung wird entsprochen. Um eine entsprechende höhere Ausnut-
zung des Kerngebietes in diesem Bereich zu gewährleisten, wird die im 
rückwärtigen Grundstücksbereich angesprochene „Anlieferzone“ mit einer 
maximalen II-Geschossigkeit festgesetzt. Damit werden planerisch auch 
Verkaufsflächen in vergrößertem Umfang ermöglicht. Dies entspricht auch in 
optimierterer Form den städtischen Zielvorstellungen für die weitere Ent-
wicklung der nördlichen Innenstadt. 
Im Übrigen widerspricht diese Anregung und Forderung den vorherigen 
Ausführungen zur Sicherung und zum Erhalt der bisherigen Anlieferzone im 
rückwärtigen Bereich des Discounters. 

i) Vgl. Pkt. b. 
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j) 

 

 

 
 
j) Diese Sichtweise wird nicht geteilt. Insbesondere der gewählte Geltungsbe-

reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und die bewusste Einbe-
ziehung von Bereichen, die nicht vorhabenbezogen sind, die weitgehend in 
ihrer Betsandssituation und den Ausnutzungskennziffern planungsrechtlich 
gesichert werden, ist ein wesentliches Merkmal der Berücksichtigung der 
privaten Belange im Plangebiet. Vgl. auch Pkt. b). 
Auch der Aussage, dass es sich bei der Sicherstellung der baulichen und 
nutzungsmäßigen Umsetzung des Vorhabens selbst um eine reine Durch-
setzung der Interessen des Vorhabenträgers handelt, wird deutlich wider-
sprochen. 
Zitat der landesplanerischen Stellungnahme: „Das Mittelzentrum im Verdich-
tungsraum Ahrensburg ist gemäß Ziffer 7.5 Abs. Abs. 5 Nr. 1 des Landes-
raumordnungsplans grundsätzlich für die Ansiedlung eines Einkaufszent-
rums mit ergänzenden Nutzungen ...... geignet. Die Lage des geplanten 
Standortes in zentraler Lage der Stadt Ahrensburg ist sowohl aus raumord-
nerischer als auch aus städtebaulicher Sicht zu begrüßen.“ Mit dieser Stel-
lungnahme des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein ist auch 
das öffentliche Interesse an der baulichen Umsetzung des Vorhabens zur 
Genüge dokumentiert. 
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21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 

 

21. 
Rechtsanwaltskanzlei C 
Az.: 21166/2004 S WI/ssc 
vom 07.09.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Wie insbesondere die Planfassung des Entwurfs des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes aufzeigt, ist nicht nur der eigentliche Vorhabenbereich 
überplant worden, sondern der gesamte Blockbereich, um gesamtheitlich al-
le Belange, sowohl die privaten wie auch die öffentlichen Belange, in die 
Abwägungsthematik einstellen zu können. Entsprechend der Bestandssitua-
tion und den stadtentwicklungsplanerischen Zielsetzungen der Stadt Ah-
rensburg wurden für die nicht vorhabenbezogenen Bereiche entsprechende 
Festsetzungen getroffen, die insbesondere heutige Nutzungen, auch die 
Einzelhandelsnutzungen (innerhalb des festgesetzten Kerngebietes), pla-
nungsrechtlich absichert. 
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b.) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c.) 

 

 

Der Auffassung, dass private Belange grundsätzlich nicht in die Abwägung 
und damit nicht in die getroffenen Festsetzungen eingeflossen sind, wird 
somit deutlich widersprochen. 

 
b) Wesentliche Ziele der Stadt Ahrensburg ist die Aufwertung der Innenstadt, 

Verhinderung weiteren Kaufkraftabflusses in das Umland sowie eine Ver-
besserung der stadträumlichen und stadtfunktionalen Blockbereichs, insbe-
sondere des Blockinnenbereichs. Durch die Entwicklung neuer Verkaufsflä-
chen, der Neugestaltung des Blockinnenbereichs sowie einer Umgestaltung 
der Klaus-Groth-Straße und einer neuen komplexen Tiefgaragenkonzeption 
können die o.g. stadtentwicklungsplanerischen Ziele erreicht werden. Da 
das bestehende Planrecht dieser Entwicklung entgegensteht, ist die Kom-
mune verpflichtet, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist, Bauleitpläne aufzustellen. 
Die Einbeziehung sonstiger Bereiche erfolgte auch aus dem Grund beste-
hender baulicher und stadtfunktionaler Missstände, jedoch auch aus der 
Überlegung den gesamten Blockbereich planerisch zu würdigen, und insbe-
sondere die privaten Belange der benachbarten Umgebung in die Planung 
und Abwägung mit einzubeziehen. 

c) Die dargestellten Ausführungen zu den Bereichen, die nicht vorhabenbezo-
gen, jedoch in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan einbezogen worden 
sind, sind grundsätzlich richtig. Die sonstigen inhaltlichen Ausführungen 
werden jedoch nicht geteilt. Insbesondere die bisherigen rechtswirksamen 
Festsetzungen zur Art der Nutzung (Bebauungsplan Nr. 43) sehen für die 
Grundstücke Bei der Doppeleiche ein Allgemeines Wohngebiet vor. V.a die 
Bestandssituation vor Ort (und damit auch die Intention der Grundeigentü-
mer bei den Nutzungszielen) wie auch die stadtentwicklungsplanerischen 
Zielsetzungen der Stadt Ahrensburg belegen und benötigen jedoch ein 
Kerngebiet, als typische urbane Baugebietskategorie mit den typischen 
Merkmalen, wie Blockrandbebauung, eine Mindestgeschossigkeit von drei 
Vollgeschossen und den typischen Nichtwohnnutzungen in den Erdge-
schossbereichen. Die ist hier der Fall. Auch der Bereich des ALDI -
Grundstücks ist Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, je-
doch liegt er im Bereich, der nicht vorhabenbezogen ist. Die Aussage, dass 
hier keine Gestaltungsvorgaben durch einen Durchführungsvertrag geregelt 
sind, ist somit richtig – aufgrund der gesetzlichen Vorgaben jedoch auch 
nicht möglich. 
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d) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) 

 

 

Auch die Aussagen zur so genannten „Angebotsplanung“ sind richtig darge-
stellt. Das Instrument des „vorhabenbezogenen Bebauungsplanes“ und des 
„Durchführungsvertrages“ können jedoch nur dann, gemäß § 12 BauGB, 
angewendet werden, soweit sich ein Vorhabenträger innerhalb einer be-
stimmten Frist zur Durchführung des baulichen Vorhabens verpflichtet. Die-
ser Vorhabenträger ist für diesen Bereich nicht existent, deswegen können 
sonstige Regelungen zu baulichen Anlagen und zur Gestaltung nur in einer 
„normalen“ Angebotsplanung“ formuliert und festgesetzt werden. 
Das Gebäude an der Ecke Klaus-Groth-Straße / Reeshoop ist sicherlich ein 
typisches Beispiel des gründerzeitlichen Siedlungsbaus von Ahrensburg. Da 
es sich bei dieser baulichen Anlage jedoch nicht um ein denkmalgeschütz-
tes Gebäude handelt und auch die architekturhistorischen Details des Ge-
bäudes als nicht sehr markant beurteilt werden, wird im Rahmen der Abwä-
gung den bereits geschilderten stadtplanerischen Entwicklungszielen der 
Vorrang eingeräumt. Auch nach Wegfall dieses Gebäude ist nicht mit einem 
merkbaren Gestaltverlust des Ahrenbsburger Stadtbildes zu rechnen. 

d) Der 1. Satz des § 12 Abs. 1 BauGB lautet wie folgt: 
„Die Gemeinde kann durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der 
Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung 
der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungs-
kosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 (Anm.: Sat-
zungsbeschluss) verpflichtet (Durchführungsvertrag). 
Somit ist nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber voraussetzt, dass der 
Vorhabenträger zu Beginn des Aufstellungsverfahrens oder während des 
Aufstellungsverfahrens bereits zwingend im Besitz aller notwendigen 
Grundstücke sein muss. Der Vorhabenträger muss sich jedoch verpflichten 
innerhalb einer bestimmten Frist das bauliche Vorhaben und die notwendi-
gen Erschließungsmaßnahmen durchzuführen. Spätestens vor Beginn der 
baulichen Umsetzung muss also der Vorhabenträger entweder Eigentümer 
der Flächen sein oder sonstige rechtliche Verfügungsbefugnisse besitzen. 
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g) 

 

 

e) Die Frage nach zusätzlichen vertraglichen Vereinbarungen zwischen der 
Stadt Ahrensburg und dem Vorhabenträger zur Sicherung der baulichen 
und nutzungsmäßigen Umsetzung des 1. Bauabschnitts südlich der Klaus-
Groth-Straße (u.a. Umsiedlung des Penny-Markts) ist nicht Bestandteil der 
planungsrechtlichen Abwägungsthematik zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 83. Für die weitere innerstädtische Entwicklung, insbesondere 
zur angestrebten stadtentwicklungsplanerischen Zielsetzung für die Ahrens-
burger Innenstadt, ist der 1. Bauabschnitt jedoch äußerst wichtig und steht 
natürlich im funktionalen Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung des 
Bereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 83. In der Zwi-
schenzeit haben bereits die Bauarbeiten im Bereich des 1. Bauabschnitts 
begonnen. Die Sicherung der gesamtheitlichen Zielsetzung für die weitere 
Entwicklung der Innenstadt, kann somit als gewährleistet betrachtet werden. 

f) Die grundsätzlichen Ausführungen zur Wirkungsweise des Planungsinstru-
ments „vorhabenbezogenen Bebauungsplan“ werden zur Kenntnis genom-
men. Der Vorhabenträger wird insbesondere mit dem SB-Markt und den 
anderen vorgesehenen Nutzern entsprechende Mietverträge schließen. Ei-
ne im Durchführungsvertrag vorzusehende Betreiberpflicht ist durch die Be-
dingungen und Regelungen des BauGB nicht gedeckt und erscheint im Hin-
blick auf grundsätzliche ökonomische Rahmenbedingungen, die auch die 
Baugesetzgebung nicht beeinflussen kann, als rechtlich sehr bedenklich. 

g) Das gewählte Planzeichen ANL ist sehr wohl in der Planzeichenlegende er-
klärt. Die Begründung zum Bebauungsplan wird diesen Bereich für die An-
lieferung näher erläutern, eine entsprechende Ergänzung erfolgt in der an-
stehenden Überarbeitung der textlichen Erläuterungen. Zur Klärung der ge-
nauen Dimensionen der Einhausungen innerhalb der gekennzeichneten An-
lieferzone wird ein separater Beiplan erstellt werden, die der Begründung 
beigefügt wird. Die Anlieferzone des SB-Marktes wird entsprechend der Er-
gebnisse des Lärmgutachtens komplett eingehaust, ein Rolltor ist nicht vor-
gesehen. Die zweite Anlieferzone wird komplett überdacht und in Teilen 
nach Osten (zu den Gebäuden der Großen Strasse) abgeschirmt, ein Roll-
tor ist hier ebenfalls nicht vorgesehen. Eine hochbauliche Anlage auf dem 
Flurstück Nr. 244 Flur 9 ist nicht vorgesehen. 
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h) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
i) 

 

 

 
 
 
 
 
h) Das Grundstück der Zufahrt zwischen den Gebäuden Bei der Doppeleiche 1 

und 3 bis 5 ist nicht im Eigentum der Stadt Ahrensburg, jedoch ist auf dem 
angesprochenen Grundstück ein Geh- und Fahrrecht zugunsten der Stadt 
Ahrensburg eingetragen. Mit dieser Befugnis sicherte die Stadt Ahrensburg 
die Erschließung und Erreichbarkeit der über Jahrzehnte öffentlich genutz-
ten Stellplätze im Blockinnenbereich, obwohl die Erschließungsflächen wie 
auch die Stellplatzflächen nie öffentlich gewidmet waren. Öffentlich gewid-
mete Parkplätze sind hier im Blockinnenbereich nicht vorhanden. Der 
Vorhabenträger und die Stadt Ahrensburg stehen z.Z. in intensiven Ver-
handlungen mit dem Grundeigentümer, um entsprechende einvernehmliche 
Vereinbarungen herzustellen.  
§ 12 BauGB: „Die Gemeinde kann durch einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorha-
benträger auf der Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans 
zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorha-
ben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durch-
führung innerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- 
und Erschließungskosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss nach § 10 
Abs. 1 (Anm.: Satzungsbeschluss) verpflichtet (Durchführungsvertrag). 
Somit ist nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber voraussetzt, dass der 
Vorhabenträger zu Beginn des Aufstellungsverfahrens oder während des 
Aufstellungsverfahrens bereits zwingend im Besitz aller notwendigen 
Grundstücke sein muss. Der Vorhabenträger muss sich jedoch verpflichten 
innerhalb einer bestimmten Frist das bauliche Vorhaben und die notwendi-
gen Erschließungsmaßnahmen durchzuführen. Spätestens vor Beginn der 
baulichen Umsetzung muss also der Vorhabenträger entweder Eigentümer 
der Flächen sein oder sonstige rechtliche Verfügungsbefugnisse besitzen. 
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j) 

 

 

i) Die grundsätzliche technische und verkehrliche Erschließung des Blockbe-
reichs ist durch die Gegebenheiten der Bestandssituation definiert. Der 
Blockbereich ist durch die umgebenden öffentlichen Erschließungsflächen 
grundsätzlich als erschlossen zu beurteilen. Lärmbeeinträchtigungen wur-
den fachgutachterlich untersucht, entsprechende Lärmschutzmaßnahmen 
sind in den Bebauungsplan bzw. als Auflage in den Durchführungsvertrag 
aufgenommen worden (u.a. Nachtanlieferungsverbot, Einhausung bzw. 
Teileinhausung der Anlieferzone, festgesetzte Lärmpegelbereiche). Eine 
grundsätzliche andere Konzeption der Erschließung des Einkaufszentrums 
kann aufgrund der Lage und der Situation des Gebietes und insbesondere 
aufgrund der stadtentwicklungsplanerischen und stadträumlichen Zielset-
zungen im Innenstadtbereich nicht in Betracht kommen. Geruchsbeeinträch-
tigungen aufgrund der zukünftigen Nutzungen sind nicht zu erwarten, da die 
vorgesehenen Nutzungen grundsätzlich im Kerngebieten allgemein zulässig 
sind. Im Weiteren wird durch entsprechende Prüfungen und Auflagen im 
Baugenehmigungsverfahren sichergestellt, dass entsprechende gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden. 

j) Die Aussage, dass sowohl im bisher rechtwirksamen Flächennutzungsplan 
wie auch im rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 43 der angesprochene 
Bereich als „Allgemeines Wohngebiet“ ausgewiesen ist, ist korrekt. Der Nut-
zungsbestand entspricht jedoch nicht mehr diesen Nutzungsfestsetzungen. 
Insbesondere sind in den Erdgeschoßbereichen der angesprochenen Ge-
bäude Einzelhandels- und Geschäftsnutzungen zu finden, die keinesfalls 
nur der Versorgung der Einwohner des Gebietes selbst dienen, sondern ei-
nen eindeutigen überörtlichen, in Teilen auch gesamtstädtischen Einzugs-
bereich haben, und letztendlich durch die Intention des Eigentümers erfolg-
ten. Insoweit muss festgehalten werden, dass der angesprochenen Bereich, 
aufgrund der bestehenden Nutzungen, keinem Allgemeinen Wohngebiet 
entspricht. Die Bestandssituation stellt eindeutig ein typisches, innerstädti-
sches Kerngebiet in zentraler Lage dar. Dies entspricht auch den stadtent-
wicklungsplanerischen Zielsetzungen der Stadt Ahrensburg für den Bereich. 
Eine Neueinstufung des Bereich bzgl. der Baugebietskategorien ausschließ-
lich aufgrund immissionsrechtlicher Betrachtungen ist definitiv nicht erfolgt.  
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Darüber hinaus sind die zulässigen Nutzungen innerhalb des festgesetzten 
Kerngebiets gemäß der BauNVO (Baunutzungsverordnung) entsprechend der 
Bestandssituation und der angestrebten stadtentwicklungsplanerischen Zielset-
zungen modifiziert festgesetzt worden. Das Wohnen ist als allgemein zulässig 
festgesetzt worden, oberhalb des 1. Obergeschosses sind im Kerngebiet außer-
halb des Vorhabenbereichs nur Wohnungen zulässig 8wird im 2. Entwurf be-
rücksichtigt). Die in der Stellungnahme vertretene Auffassung, dass Wohnnut-
zungen nur ausnahmsweise zulässig sind, ist nicht korrekt. Eine planschadens-
rechtliche Relevanz kann entsprechend nicht erkannt werden, da alle bisher 
ausgeübten Nutzungen auch weiterhin zulässig sein werden. 
Darüber hinaus wird die Einschätzung einer „Herabstufung“ in keinster Weise 
geteilt. Es handelt sich grundsätzlich um eine planungsrechtlich und städtebau-
lich begründete Neueinstufung der Baugebietskategorie aufgrund der Gegeben-
heiten vor Ort. Im Sinne des Werterhalts von Grundstücken müsste wohl eher 
von einer „Aufwertung“ und „Wertsteigerung“ gesprochen werden, obwohl diese 
Einschätzung nicht abwägungsrelevant ist. 
Das Lärmgutachten bezieht sich natürlich auf die Festsetzungen des Entwurfs 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, Basis der gutachterlichen Bewer-
tung war das festgesetzte Kerngebiet aufgrund der Bestandssituation und der 
stadtentwicklungsplanerischen Zielsetzung (dieser Abwägungsvorgang ist sehr 
wohl und sehr differenziert in der Begründung zum Entwurf des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes dargestellt und abgehandelt) sowie die entsprechen-
den gesetzlichen Regelungen wie u.a. TA Lärm und 16. BimSchV. Dier Auffas-
sung, dass Abwägungsfehler („Herabzonung, um ein niedrigeres Schutzniveau 
für die vorhandene Bebauung zu erhalten“) aufgrund einer „fingierten“ Katego-
rieänderung bei den Baugebieten begangen wurden, wird hiermit deutlich zu-
rückgewiesen.  
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k) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
l) 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
k) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan sowie die Vorhabenpläne können 

aufgrund üblicher Darstellungsmaßstäbe nicht alle funktionalen Details der 
zukünftigen Nutzungsausübungen aufzeigen. 
Die grundsätzliche Entsorgung des Einkaufszentrums erfolgt über die ange-
sprochene Zufahrt von der Straße bei der Doppeleiche. Insbesondere für 
organische Abfälle (Obst, Gemüse, Fleisch etc) wird ein gekühlter Abfallbe-
hälter innerhalb der Einhausungszone des SB-Warenmarktes vorgesehen. 
Sonstige einzuhaltende abfallrechtliche Vorgaben werden im Rahmen der 
Baugenehmigung sowie durch die zuständigen Behörden gewährleistet 
werden. 
Im Übrigen sind die angesprochenen Einzelhandelsnutzungen sowie Ein-
richtungen der Gastronomie allgemein zulässige Nutzungen in einem Kern-
gebiet (und darüber hinaus mit eingeschränkten Dimensionen auch in einem 
Allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässig). Eine Notwendigkeit der zu-
sätzlichen Analyse des Themas „Geruchsentwicklung“ im Rahmen der Bau-
leitplanung bzw. des Umweltberichts wird nicht gesehen. 

l) Die Lärmuntersuchung unterscheidet nicht zwischen 1- und 2-zügigen LKW, 
sondern nur zwischen LKW und Lieferwagen. Für die Emissionsansätze 
werden Mittelwerte berücksichtigt. Dies gilt auch für Entladedauern und 
Rangierzeiten. Insgesamt werden 3h Entladetätigkeit pro Tag für den SB-
Markt und zusätzlich 0,75 h für die Rampe des Ladens A berücksichtigt. Die 
Emissionsansätze "Entladen" beinhalten insbesondere Geräusche durch 
Palettenhubwagen, Roll- und Gittercontainer. 
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m) 

 

 

 
 
 
 
Zusätzlich zu den Geräuschen auf den Fahrwegen (direkte An- und Abfahrt) 
wurden durchschnittlich 1 Minute Rangierzeit für jeden LKW sowie 0,5 Minu-
ten je Lieferwagen berücksichtigt. 
Spezielle Müllfahrzeuge werden in der Lärmuntersuchung nicht berücksich-
tigt. Die Entsorgung des SB-Marktes erfolgt weitgehend durch die anliefern-
den LKW. Nach dem Entladen werden mit Papier, Pappe, Folien und ande-
ren Verpackungsmaterialien gefüllten Gitterrollcontainer die leeren LKW ge-
schoben.   
Fleischanlieferungen erfolgen täglich, TK-Waren dagegen nur 2 x wöchent-
lich (vgl. Lärmuntersuchung Ziffer 5.1.2.3).  
Die zweite Anlieferrampe war zum Zeitpunkt der Bearbeitung für einen Tex-
tilmarkt vorgesehen. Die Lärmuntersuchung berücksichtigt hier die Geräu-
sche für eine LKW-Anlieferung pro Tag.  
Die Fahrgeräusche etwaiger über die Tiefgarage anliefernden Fahrzeuge 
sind in den Ansätzen für die Tiefgaragenzufahrt enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 

m) Die Geräusche der an- und abfahrenden LKW erfolgen über die Erschlie-
ßungsstraße zwischen den Gebäuden Bei der Doppeleiche 1 und 3-5. Diese 
Straße ist nicht öffentlich gewidmet. Deshalb sind die entsprechenden Ge-
räusche nicht dem Straßenlärm zuzurechnen, sondern zusammen mit den 
übrigen Gewerbelärmimmissionen zu beurteilen (siehe Ziffer 5.1.2.6 der 
Lärmuntersuchung sowie Linienschallschallquelle "Er1" in Anlage 5.2.3).  
In Abschnitt 8.3.1.2 werden Spitzenpegel für besonders laute Einzelereig-
nisse (z.B. Entspannungsgeräusch LKW-Bremse) beurteilt.  
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n) 
 
 
 
 
 
 
 
o) 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
n) Die Beurteilungspegel für den Gesamtlärm sind in Anlagen 5.3.1 bis 5.3.4 

der Lärmuntersuchung dargestellt. Für das Gebäude Bei der Doppeleiche 3-
5 ergeben sich an der Rückseite Pegelerhöhungen von rechnerisch 1 bis 2 
dB(A) (Anlieferzone mit LS-Wand) und im Fall einer Einhausung sogar Ver-
besserungen der Lärmsituation (vgl. Abs. 8.3.3 der Lärmuntersuchung). 

 
 

o) In diese Zusammenhang wird u.a. auf das bestehende Planrecht verwiesen. 
Nach dem Bebauungsplan Nr. 43 wäre im Blockinnenbereich (im jetzigen 
Vorhabenbereich) ein zwei- bis dreigeschossiges „Parkhaus“ planungsrecht-
lich zulässig gewesen. Die mögliche Höhenentwicklung wäre teilweise über 
die Höhenentwicklung des Einkaufszentrums hinaus gegangen. 
Eine Wertminderung oder Verschlechterung der Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse bei bestehenden Nutzungen oder baulichen Einrichtungen, aufgrund 
der Festlegungen im aktuellen Planrecht, kann deshalb nicht erkannt wer-
den.  
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p) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
q) 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
p) Die besonderen Maßnahmen bei der Baustelleneinrichtung und bei der 

Baudurchführung sind als Hinweise in die Planfassung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes eingeflossen und sind auch Bestandteil der ver-
traglichen Vereinbarungen im Durchführungsvertrag. Es sind folgende Maß-
nahmen vorgesehen: 
• Vibrationsarme Abbruchmethoden durch Abkneifen der Stahlbetonstruk-

tur ohne Verwendung der Abrissbirne 
• Lärmarme Abbruchmaßnahme im Bereich Stahlbetonstruktur durch Vor-

schneiden und Ausheben möglichst großer Teile 
• Aushubarbeiten mit lärmarmen Baggern 
• Verzicht auf laute Rammarbeiten und Spundungen, stattdessen sind für 

die Gründung Bohrpfahlwände vorgesehen 
• Verwendung von lärmarmen Kompressoren und lärmarmer sonstiger 

Kleinmaschinen 
• sämtliche Arbeiten finden ausschließlich während der Tageszeit statt 
• bei der Baumaßnahme werden eine Vielzahl von Halbfertigteilen und Fer-

tigteilen verwendet, wodurch kürzere Bauzeiten und Reduktion der Ar-
beiten auf der Baustelle möglich sind 

• hinsichtlich sämtlicher Baumaschinen sollten möglichst nur lärmarme 
Versionen eingesetzt werden, ausgezeichnet mit blauem Engel gemäß 
RAL-ZU 53 

q) Die bisherige Situation des Blockinnenbereichs mit seinen räumlich wenig 
oder gar nicht nachvollziehbaren Teilbereichen aufgrund der Schwierigkeit 
der Orientierung, insbesondere zu Nachtzeiten, erfährt durch die Neukonzi-
pierung der Gesamtorganisation des „Parkens“ insbesondere auch beim 
Thema „gesunder Wohnverhältnisse“ eine deutliche Verbesserung. Durch 
eine bessere Belichtung, besserer Beleuchtung sowie durch den Einbau von 
Videokameras und dem Einsatz von Wachpersonal wird das bestehende 
Gefährdungspotenzial und der angesprochene „Angstfaktor“ minimiert. 
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r) 

 

 

 
 
 
 
Aufgrund dieser „Optimierung“ von Funktionsabläufen durch die Neukonzi-
pierung des gesamten Tiefgaragenkomplexes wird eine unzumutbare Be-
einträchtigung für die jeweiligen Eigentümer der bestehenden Tiefgaragen-
plätze oder für eine Vermietung nicht gesehen. 
Eine verbindliche Regelung im Bebauungsplan selbst (z.B. durch ein Fahr-
recht zugunsten der Eigentümer oder Anlieger) ist möglich, aber nicht zwin-
gend notwendig. Die Durchgangsrechte und die Erreichbarkeit der privaten 
Tiefgaragenstellplätze werden grundsätzlich im noch abzuschließenden 
Durchführungsvertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt Ahrens-
burg, und nachfolgend durch entsprechende Baulasten gesichert werden. 
Darüber hinaus wird festgehalten, dass die momentane Erschließung der 
angesprochenen Tiefgaragenstellplätze über nicht öffentlich gewidmete Flä-
chen erfolgt. 

r) § 12 BauGB sieht nicht vor, dass der Entwurf des Durchführungsvertrags 
Bestandteil der Unterlagen sind, die zwingend öffentlich ausgelegt werden 
müssen. Auch mit der Entscheidung, den Inhalt des Vorentwurfs des Durch-
führungsvertrages nicht öffentlich auszulegen, sind keine automatischen 
Abwägungsfehler begangen worden. Der Verfasser der Stellungnahme for-
muliert richtig: spätestens vor Satzungsbeschluss ist der Durchführungsver-
trag zu ratifizieren. Alle sonstigen Einschätzungen, die der Verfasser der 
Stellungnahme aufgrund seiner Ausführungen trifft, sind durch die Regeln 
und Vorschriften der Baugesetzgebung nicht abgedeckt und werden zu-
rückgewiesen. Im Weiteren unterliegt die Herbeiführung des so genannten 
„Stands nach § 33“ (Vorweggenehmigungsreife) der Abwägung der Ge-
meinde und nicht der Einschätzung von betroffenen Privaten. 
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22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 

 

 

22. 
Rechtsanwaltskanzlei C 
Az.: 21166/2004 S WI/ afr 
vom 22.07.2005 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   



         Seite 55 

 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
a) Wesentliche Ziele der Stadt Ahrensburg ist die Aufwertung der Innenstadt, 

Verhinderung weiteren Kaufkraftabflusses in das Umland sowie eine Ver-
besserung der stadträumlichen und stadtfunktionalen Blockbereichs, insbe-
sondere des Blockinnenbereichs. Durch die Entwicklung neuer Verkaufsflä-
chen, der Neugestaltung des Blockinnenbereichs sowie einer Umgestaltung 
der Klaus-Groth-Straße und einer neuen komplexen Tiefgaragenkonzeption 
können die o.g. stadtentwicklungsplanerischen Ziele erreicht werden. Da 
das bestehende Planrecht dieser Entwicklung entgegensteht, ist die Kom-
mune verpflichtet, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist, Bauleitpläne aufzustellen. Der Auffassung, 
dass das neue Planrecht diese verfolgte städtebauliche Entwicklung nicht 
herbeiführen kann, wird nicht geteilt. 

b) Die Bestandsbeschreibung ist richtig dargestellt. 
 
 
 
 
 
c) Die Bestandsbeschreibung ist richtig dargestellt. 
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d) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) 

 

 

 
 
 
 
 
d) Ebenso ist die landesplanerische Funktion der Stadt Ahrensburg sowie die 

Einzelhandelssituation der Stadt richtig dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
e) Die Grundsätze des „vorhabenbezogenen Bebauungsplanes“ gemäß § 12 

BauGB sind weitgehend richtig wiedergegeben. 
Der 1. Satz des § 12 Abs. 1 BauGB lautet komplett wie folgt: 
„Die Gemeinde kann durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die 
Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der 
Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung 
der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung innerhalb 
einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungs-
kosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 (Anm.: Sat-
zungsbeschluss) verpflichtet (Durchführungsvertrag). 
Somit ist nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber voraussetzt, dass der 
Vorhabenträger zu Beginn des Aufstellungsverfahrens oder während des 
Aufstellungsverfahrens und auch nicht zum Satzungsbeschluß bereits zwin-
gend im Besitz aller notwendigen Grundstücke sein muss. Der Vorha-
benträger muss sich jedoch verpflichten innerhalb einer bestimmten Frist 
das bauliche Vorhaben und die notwendigen Erschließungsmaßnahmen 
durchzuführen. Spätestens vor Beginn der baulichen Umsetzung muss also 
der Vorhabenträger entweder Eigentümer der Flächen sein oder sonstige 
rechtliche Verfügungsbefugnisse besitzen. 

 

   



         Seite 57 

 
 
 
 
f) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
g) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
h) 
 

 

 

 
 
 
 
f) Wie insbesondere die Planfassung des Entwurfs des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes aufzeigt, ist, wie in der Stellungnahme richtig dargestellt, 
nicht nur der eigentliche Vorhabenbereich überplant worden, sondern der 
gesamte Blockbereich, um gesamtheitlich alle Belange, sowohl die privaten 
wie auch die öffentlichen Belange, in die Abwägungsthematik einstellen zu 
können. Entsprechend der Bestandssituation und den stadtentwicklungs-
planerischen Zielsetzungen der Stadt Ahrensburg wurden für die nicht 
vorhabenbezogenen Bereiche entsprechende Festsetzungen getroffen, die 
insbesondere heutige Nutzungen, auch die Einzelhandelsnutzungen (inner-
halb des festgesetzten Kerngebietes), planungsrechtlich absichert. 

 
g) Primäres städtebauliches Ziel für die Bereiche des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplanes, die nicht vorhabenbezogen sind, ist die Einstellung aller 
privaten Belange in die städtebauliche Abwägung, die durch die bauliche 
Umsetzung des Vorhabens betroffen sein könnten. Insoweit wurde der ge-
samte Blockbereich in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes aufgenommen. 
Das Kinogebäude und seine direkte Umgebung sind Bestandteile des ei-
gentlichen Vorhabenbereichs und unterliegen damit sehr wohl der Zielset-
zung einer neuen stadträumlichen Gestaltung aufgrund der baulichen Um-
setzung des Einkaufszentrums. Direkte Gestaltfestsetzungen zum Komplex 
„Aldi“ wurden nicht getroffen, jedoch ist zu erwarten, dass sich durch die 
stadträumliche Gesamtaufwertung des Bereichs auch sonstige Bereiche 
mittelfristig mit besseren Stadtgestaltungselementen ausstatten werden. Die 
südliche Seite der Klaus-Groth-Straße ist nicht Bestandteil des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes, ist jedoch schon zum jetzigen Zeitpunkt in der 
baulichen Umsetzung und wird den aufgezeigten stadtentwicklungsplaneri-
schen und stadträumlichen Zielen entsprechen. Ähnliches gilt für die Aus-
gestaltung der Klaus-Groth-Strasse. Entsprechende Vereinbarungen zwi-
schen Stadt und Investor wurden getroffen. 
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i) 

 

 

h) Zur Einschätzung des Mittelzentrums Ahrensburg und der beabsichtigten 
Ansiedlung eines Einkaufszentrums schreibt die Landesplanungsbehörde in 
ihrer Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 83 und 
zur 33. Änderung des Flächennutzungsplans: „Das Mittelzentrum im Ver-
dichtungsraum Ahrensburg ist gemäß Ziffer 7.5 Abs. Abs. 5 Nr. 1 des Lan-
desraumordnungsplans grundsätzlich für die Ansiedlung eines Einkaufs-
zentrums mit ergänzenden Nutzungen ...... geeignet. Die Lage des geplan-
ten Standortes in zentraler Lage der Stadt Ahrensburg ist sowohl aus raum-
ordnerischer als auch aus städtebaulicher Sicht zu begrüßen.“ Diese grund-
sätzliche Eignung wird durch fachspezifische Einzelhandelsbetrachtungen in 
den erwähnten Studien und Gutachten weiter untermauert, in dem sowohl 
das Potenzial wie auch der bedarf an Einzelhandelseinrichtungen hinrei-
chend erläutert und dargestellt ist. 

i) Dem § 12 BauGB ist nicht zu entnehmen, dass der Gesetzgeber voraus-
setzt, dass der Vorhabenträger zu Beginn des Aufstellungsverfahrens oder 
während des Aufstellungsverfahrens bereits zwingend im Besitz aller not-
wendigen Grundstücke sein muss. Der Vorhabenträger muss sich jedoch 
verpflichten innerhalb einer bestimmten Frist das bauliche Vorhaben und die 
notwendigen Erschließungsmaßnahmen durchzuführen. Spätestens vor 
Beginn der baulichen Umsetzung muss also der Vorhabenträger entweder 
Eigentümer der Flächen sein oder sonstige rechtliche Verfügungsbefugnis-
se besitzen. Darüber hinaus besteht auf dem angesprochenen Grundstück 
ein eingetragenes geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadt Ah-
rensburg. Diese Rechte wurden in der Annahme ausgestellt, dass die Be-
günstigte „Stadt Ahrensburg“ gleichzusetzen ist mit der „Öffentlichkeit“ oder 
„Allgemeinheit“. Die Intention dieses Rechtes war und ist bis heute, im Sin-
ne einer quasi öffentlichen Erschließung, den Blockinnenbereich zwischen 
Klaus-Groth-Straße und Bei der Doppeleiche zur Erreichbarkeit der Park-
plätze, Stellplätze und Tiefgaragen anfahren zu können. Auch die zukünftige 
Nutzung steht dem nicht entgegen, da die Baulast an den Rechtsnachfolger 
der Stadt Ahrensburg, also der „EKZ „GbR übertragen werden kann. Eine 
eklatante Wertminderung der anliegenden Wohn- und Geschäftsgebäude 
kann nicht erkannt werden, da ein äußerst erheblicher Park-Such-Verkehr 
nach baulicher Umsetzung des Einkaufszentrums nicht mehr stattfindet. 
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j) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
j) Es ist beabsichtigt, dass entsprechende Abwägungsbeschlüsse, als Vor-

aussetzung für das Erreichen des so genannten § 33 – Stands (Vorwegge-
nehmigungsreife) frühestens dann kommunalpolitisch herbeigeführt werden, 
soweit der Durchführungsvertrag bis zu diesem Zeitpunkt vom Vorhabenträ-
ger bereits ratifiziert ist. 
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k) 

 

 

 
 
 
 
k) Die maßgeblichen Lärmemissionen gehen von den zu entladenen LKW aus. 

In der Lärmuntersuchung wurden neben den Entladegeräuschen (Fahren 
mit Gitterrollcontainern und Palettenwagen) auch LKW - eigene Kühlaggre-
gate berücksichtigt. Hier ansetzende Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Einhau-
sung) sind deshalb besonders effektiv. Die verbleibenden Geräusche (u.a. 
Fahren und Rangieren der LKW) unterschreiten den Immissionsrichtwert der 
TA Lärm.  
Die Abgassituation im gesamten Blockinnenbereich wird sich eindeutig und 
nachhaltig verbessern, da weder Durchgangsverkehre noch Park-Such-
Verkehre nach Umsetzung des baulichen Vorhabens möglich sein werden. 
Die enge Nachbarschaft SB-Markt/Wohnnutzung gibt es sehr häufig. Des-
halb ist den Zulieferern die Problematik mit Nachtanlieferungen gut bekannt. 
Folglich kann angenommen werden, dass Nachtanlieferverbote bei der Pla-
nung der LKW-Touren entsprechend berücksichtigt werden. Falls dennoch 
unzumutbare Lärmbelastungen im Bereich der öffentlichen Straßen durch 
zu früh ankommende LKW auftreten sollten, können diese durch LKW-
Parkverbote vermieden werden.  
Die Lieferanten haben ein Interesse, dass ihnen keine Verluste durch War-
tezeiten entstehen. Es ist deshalb zu erwarten, dass die LKW-Anlieferungen 
so geplant werden, dass kein Anlieferstau entsteht. 
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l) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
 
 
 
 
 
n) 
 

  
 
 
 
 
 
 
l) Die bisherige Situation des Blockinnenbereichs mit seinen räumlich wenig 

oder gar nicht nachvollziehbaren Teilbereichen und der Schwierigkeit der 
Orientierung, insbesondere zu Nachtzeiten erfährt durch die Neukonzipie-
rung der Gesamtorganisation des „Parkens“ insbesondere auch beim The-
ma „gesunder Wohnverhältnisse“ eine deutliche Verbesserung. Durch eine 
bessere Belichtung, besserer Beleuchtung sowie durch den Einbau von Vi-
deokameras und dem Einsatz von Wachpersonal wird das bestehende Ge-
fährdungspotenzial und der angesprochene „Angstfaktor“ minimiert. 

 
 
m) Die Berücksichtigung der Belange der „mittelständischen Strukturen“ kann 

nicht in der Form in die vorliegenden Bauleitplanungen einfließen, dass di-
rekt oder indirekt „Konkurrenzschutz“ betrieben wird. Dies ist nicht Aufgabe 
von städtebaulichen Planungen und des Planungsrechts. 

 
 
 
 
 
 
n) Eine Wertminderung bestehender Nutzungen oder baulicher Einrichtungen 

kann nicht erkannt werden. Alle planungsrechtlichen Festsetzungen außer-
halb des Vorhabenbereichs berücksichtigen die momentan vorhandenen 
baulichen Strukturen und Nutzungsstrukturen. Auch die zukünftigen Immis-
sionsbelastungen, gutachterlich untersucht, kommt zu dem Ergebnis, dass 
insbesondere im Blockinnenbereich von Verbesserungen der Immissionssi-
tuation auszugehen ist. Auch eine mittelfristige Attraktivitätssteigerung durch 
verbesserte stadträumliche Qualitäten ist gewährleistet.  
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Um in der Phase der baulichen Umsetzung den zwangsläufigen Baulärm zu 
minimieren, sind entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan bzw. als 
Auflage in den Durchführungsvertrag aufgenommen worden. Auszug aus 
dem Entwurf des Durchführungsvertrages: 
„Zur Erlangung eines optimalen Schallschutzes sind während der Baumaß-
nahme des Bauvorhabens folgende Maßnahmen vorzusehen: 
• Vibrationsarme Abbruchmethoden durch Abkneifen der Stahlbetonstruk-

tur ohne Verwendung der Abrissbirne 
• Lärmarme Abbruchmaßnahme im Bereich Stahlbetonstruktur durch Vor-

schneiden und Ausheben möglichst großer Teile 
• Aushubarbeiten mit lärmarmen Baggern 
• Verzicht auf laute Rammarbeiten und Spundungen, stattdessen sind für 

die Gründung Bohrpfahlwände vorgesehen 
• Verwendung von lärmarmen Kompressoren und lärmarmer sonstiger 

Kleinmaschinen 
• sämtliche Arbeiten finden ausschließlich während der Tageszeit statt 
• bei der Baumaßnahme werden eine Vielzahl von Halbfertigteilen und Fer-

tigteilen verwendet, wodurch kürzere Bauzeiten und Reduktion der Ar-
beiten auf der Baustelle möglich sind 

• hinsichtlich sämtlicher Baumaschinen sollten möglichst nur lärmarme 
Versionen eingesetzt werden, ausgezeichnet mit blauem Engel gemäß 
RAL-ZU 53 
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23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
b) 

 

 

23. 
Bürger A 
Az.: 
vom 12.07.2005 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Einschätzung wird geteilt. 
 
b) In diese Zusammenhang wird u.a. auf das bestehende Planrecht verwiesen. 

Nach dem Bebauungsplan Nr. 43 wäre im Blockinnenbereich (im jetzigen 
Vorhabenbereich) ein zwei- bis dreigeschossiges „Parkhaus“ planungsrecht-
lich zulässig gewesen. Die mögliche Höhenentwicklung wäre über die Hö-
henentwicklung des Einkaufszentrums hinaus gegangen. 
Eine Wertminderung bestehender Nutzungen oder baulicher Einrichtungen 
kann deshalb nicht erkannt werden. Alle planungsrechtlichen Festsetzungen 
außerhalb des Vorhabenbereichs berücksichtigen die momentan vorhande-
nen baulichen Strukturen und Nutzungsstrukturen. Auch die zukünftigen 
Immissionsbelastungen, gutachterlich untersucht, kommt zu dem Ergebnis, 
dass insbesondere im Blockinnenbereich von Verbesserungen der Immissi-
onssituation auszugehen ist. Auch eine mittelfristige Attraktivitätssteigerung 
durch verbesserte stadträumliche Qualitäten ist gewährleistet. 
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c) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) 
 
 
 
 
 
 
 
e) 
 
 
 
f) 
 
 
 
 
 
 
 
g) 
 

c) Durch die zukünftigen Baumöglichkeiten in zweiter Reihe und der Bauge-
bietsfestsetzung -Mischgebiet- wird nach Auffassung der Stadt ein sehr ho-
hes Maß an baulicher und nutzungsmäßiger Flexibilität gewährleistet. Den-
noch werden einige typische Strukturelement der Bebauung Am Reeshoop 
beibehalten, u.a. auch die Zweigeschossigkeit sowie die Anordnung der 
Gebäude als Doppelhäuser mit Vorgartenbereichen. 

 
 
 
 
d) Insbesondere freie Berufe und Dienstleistungseinrichtungen sind in einem 

Mischgebiet allgemein zulässig. Der Anregung ist bereits entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
e) Kenntnisnahme. 
 
 
 
f) Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
g) Wurde dem Adressaten der Stellungnahme zur Verfügung gestellt. 
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24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 

24. 
Stadtjugendring 
Az.: 
09.06.2005 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Interessenslage der Jugendlichen ist dem Vorhabenträger bekannt. So-

weit die Markt- und Interessenslage von potenziellen Mietern und Betreibern 
dies zulässt, werden  entsprechende Gespräche geführt werden. 

 
 
 
 
 
 
b) Entsprechende Auflagen zur Verkehrssicherheit und zur Schulwegsicherung 

werden bei der Umgestaltung der Klaus-Groth-Straße berücksichtigt wer-
den. 
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a) 

 

25. 
Bürger B 
Az.: 
vom 08.11.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Im Bebauungsplan ist im Vorhabenbereich an der östlichen Grundstücks-

grenze ein entsprechendes Geh- und Fahrrecht für die Anlieger der Großen 
Straße festgesetzt. Somit ist die grundsätzliche Erschließung der oberirdi-
schen Stellplätze planungsrechtlich gewährleistet. In den weiteren Gesprä-
chen soll darüber hinaus auch eine außerhalb des Vorhabenbereichs gele-
genen oberirdischen Erschließung in Abstimmung mit den betroffenen 
Grundeigentümern einvernehmlich geregelt werden. Im Übrigen wird darauf 
verwiesen, dass die bisher für Erschließungszwecke genutzten Bereiche 
des Blockinnenbereichs zu keiner zeit öffentlich gewidmet gewesen sind. 
Ein Verstoß gegen öffentliches Baurecht kann nicht erkannt werden. Auch 
ein eingetragenes Geh- und Fahrrecht für die Anlieger ist bisher nicht be-
kannt. 

b) Da der gesamte Blockbereich von öffentlich gewidmeten Straßenverkehrs-
flächen umgeben ist, ist die grundsätzliche Erschließung und Entsorgung 
über öffentlich gewidmete Flächen grundsätzlich gesichert. Die derzeitige 
Situation der Müllentsorgung findet bisher auf nicht öffentlich gewidmeten 
Flächen im Blockinnenbereich statt, die sich im übrigen bisher im Eigentum 
der Stadt Ahrensburg befinden. Ein Rechtsanspruch auf Widmung dieser 
Flächen als öffentliche Verkehrsfläche oder Erschließungsfläche ist nicht er-
kennbar. Die zukünftige Müllentsorgung erfolgt zukünftig über die öffentli-
chen Straßenverkehrsflächen der Großen Straße oder über den o.g. Be-
reich des eingetragenen Geh- und Fahrrechts an der östlichen Grund-
stücksgrenze des Einkaufszentrums. 
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26. 

 
Vorhabenplan 1. OG Sommer 2006 

26. 
Bürger C 
Az.: 
Vom Dezember 2006 
 
In der Abbildung auf der linken Seite ist der Vorhabenplan 1.OG mit Stand 
Sommer 2006 abgebildet. Aufgrund von vielfältigen Gesprächen mit den poten-
ziellen zukünftigen Mietern über die zukünftige Geschäftsbelegung sind bis zum 
jetzigen Stand insbesondere im 1. Obergeschoß folgende Änderungen eingetre-
ten: 
 
• Änderung der Grundrißgestaltung 
• Neues Angebot für eine großflächigere Verkaufseinrichtung 
• Und eine entsprechende Verkaufsflächenausweitung nach Norden. 

 
Der entsprechende aktuelle Stand der Vorhabenplanung zeigt die Abbildung auf 
Seite 68 - Vorhabenplan 1. OG Dezember 2006. 
 
Der geänderten Grundrissgestaltung wird zugestimmt – die geänderte Vorha-
benplanung wird das zukünftige Einkaufszentrum entsprechend stärken und 
somit auch die Kernstadt und die Stadt Ahrensburg in seiner Funktion als Mittel-
zentrum stärken. 
 
Durch die Ausweisung erweiterter Verkaufsflächen sind keine erheblichen Ein-
griffe in die benachbarten, baulich genutzten Bereiche verbunden – gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden nicht beeinträchtigt. 
 
Entsprechend müssen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Bereichs-
festsetzungen zur baulichen Höhenentwicklung gemäß der Vorhabenplanung 
angepasst werden. 
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Vorhabenplan 1. OG Dezember 2006 
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a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 

 

 

27. 
Bürger D 
Az.: 
vom 21.11.2006 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Die neue hochbauliche Variante für das Eckgrundstück Klaus-Groth-Straße 

und Reeshoop wird begrüßt. Einerseits wird durch die Entwicklung eines 
versetzten Staffelgeschosses weitgehend die bauliche Höhenentwicklung 
des Einkaufszentrums selbst, aber vor allem auch der gegenüberliegenden 
Gebäude der Klaus-Groth-Straße (im Übergang zum Rathausplatz) städte-
baulich und stadträumlich sinnvoll und nachvollziehend aufgenommen. Ins-
gesamt erhält somit der gesamte Straßenzug der Klaus-Groth-Straße in die-
sem Bereich eine innerstädtischen, räumlich markanten Gestaltung. 
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c) 

 

 
Durch die gewählten Rücksprünge des Staffelgeschosses ist ebenfalls keine 
größere Beeinträchtigung der benachbarten Grundstücke im Norden er-
kennbar. 
 
 
 

c) Bei Berücksichtigung des neuen Staffelgeschosses sind die bisherig festge-
setzten Maße der maximalen baulichen Höhenentwicklung im vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan entsprechend anzupassen und leicht zu erhöhen. 
 
 
 
 

  

 

 

 


